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Drucksache Vl/72 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. November 1969 

III/l — 68070 ^ E ^ Kr 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rates für die Angleidiung der Redits- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über schädliche Abgase 
von Kraftfahrzeugmotoren mit Fremdzündung. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschussses zu dem genannten Kommis- 
sionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EuropäischenvGemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über schädliche Abgase von Kraftfahrzeugmotoren mit Fremd- 
zündung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis von Kraftfahrzeu- 
gen und ihren Anhängern ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 18. Okto- 
ber 1968 ein Gesetz über die Luftverunreinigung 
durch Kraftfahrzeugmotoren veröffentlicht; dieses 
Gesetz wurde im Bundesgesetzblatt vom Oktober 

1968 veröffentlicht und soll am 1. Oktober 1970 in 
Kraft treten. 

Frankreich hat im Journal Officiel vom 17. Mai 

1969 eine Verordnung über die „Beschränkung des 
Gehaltes an Kohlenmonoxyd der Auspuffgase von 
Kraftfahrzeugen im Leerlauf" und über die „Zusam- 
mensetzung der Auspuffgase von Kraftfahrzeugen 
mit Benzinmotoren" veröffentlicht; diese Verord- 
nung gilt: 

— für Fahrzeuge mit allgemeiner Betriebserlaubnis 
ab 1. September 1971, wenn sie mit einem Motor 
neuer Bauart ausgerüstet sind, der noch niemals 
auf einem Fahrzeug, das der allgemeinen Be- 
triebserlaubnis bedarf, eingebaut worden ist; 

— für Fahrzeuge, die erstmalig am 1. September 
1972 in den Verkehr gebracht worden sind. 

Diese Vorschriften sind geeignet, die Errichtung 
und das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes zu 
behindern. 

Es ergibt sich daraus die Notwendigkeit, diese 
Vorschriften zu harmonisieren, damit sofort vom 
Augenblick ihres Inkrafttretens an das in der Richt- 
linie des Rates vom vorgesehene Ver- 

fahren für jeden Fahrzeugtyp angewendet werden 
kann. 


1) KOM (68) endg. vom 11. Juni 1968 — AB Nr. C. 125 
vom 28. November 1968. 


I Hinsichtlich der Prüfung von Typ I ist es erforder- 
j lieh, den Anpassungsschwierigkeiten der Industrie 
Rechnung zu tragen. 

Für die diesbezüglichen Bestimmungen und Prü- 
fungen wurde es für zweckmäßig gehalten, sich an 
die von der Genfer Wirtschaftskommission für 
Europa in ihrem Verordnungsentwurf gemachten 
Vorschläge anzulehnen (Einheitsvorschriften über 
die Zulassung von Kraftfahrzeugen mit Fremdzün- 
dungs-Motoren im Hinblick auf die Abgase des 
Motors) ; dieses Regelwerk soll dem Abkommen von 
1958 über die Annahme einheitlicher Zulassungsbe- 
I dingungen und über die gegenseitige Anerkennung 
der Zulassung von Kraftfahrzeugteilen und -Zubehör 
als Anlage beigefügt werden ^). 

Die technischen Vorschriften sowie die Prüfvor- 
schriften müssen rasch dem technischen Fortschritt 
angepaßt werden; es ist hierzu zweckmäßig, die 
Anwendung des Verfahrens vorzusehen, das in Ar- 
tikel 12 der Richtlinie für die Angleichung der 
I Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und ihren An- 
hängern vom .... festgelegt ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Als Fahrzeug im Sinne dieser Richtlinie gilt jedes 
am Straßenverkehr teilnehmende Kraftfahrzeug mit 
Fremdzündungsmotor, mit oder ohne Aufbau, mit 
mindestens vier Rädern und einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen weder die EWG-Be- 
triebserlaubnis noch die einzelstaatliche Zulassung 
eines Fahrzeugs aus Gründen betreffend die Be- 
i Schränkung der Abgase solcher Fahrzeuge mit 
Fremdzündung verweigern: 

— ab 1. Oktober 1970, wenn die Vorschriften der 
Anhänge I, II, IV, V und VI erfüllt sind, 

ab 1. Oktober 1971, wenn die Vorschriften des 
Anhangs III ebenfalls erfüllt sind. 


2) Dok. CEE Genf W/TRANS/WP29/293/rev. 1 vom 
11. April 1969. 
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Artikels Artikels 

Alle Bestimmungen der Anhänge I, II, III, IV, V Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
und VI können gemäß Verfahren des Artikels 12 die Mitgliedstaaten die Kommission von allen Ent- 
der Richtlinie des Rates über die Betriebserlaubnis würfen späterer Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern vom . . . ten, die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaßten 
geändert werden. Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig, daß 

diese sich hierzu äußern kann, 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Artikel 6 

Bestimmungen, um dieser Richtlinie vor dem 30. Juni 

1970 nadizukommen und unterrichten die Kommis- Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
sion unverzüglich hiervon. richtet. 


Brüssel, den . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Dnicksadie VI/72 


Anhänge 

zum Vorschlag einer Richtlinie betreffend die Angleichung der 
Mitgliedstaaten über schädliche Abgase von Kraftfahrzeug- 
motoren mit Fremdzündung 


AUFSTELLUNG DER ANHÄNGE 


Anhang I — Begriffsbestimmungen und Prüfvorschriften 

Anhang II — Hauptmerkmale des Motors über die Durchführung der Prüfungen 
Anhang III — Prüfung Typ I 

(Kontrolle der durchschnittlichen Abgasemission in Stadtbereichen mit 
hoher Verkehrsdichte nach Kaltstart) 

Anhang IV — Prüfung Typ II 

(Kontrolle der Kohlenstoffmonoxydentwicklung im Leerlauf) 

Anhang V — Prüfung Typ HI 

(Kontrolle der Kurbelkastengase) 

Anhang VI — Technische Daten des Referenzkraftstoffs und Methoden zu deren Ermitt- 
lung 
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Anhang I 


Begriffsbestimmungen und Prüfvorschriften 


1 Begriffsbestimmungen 

1.1 „Fahrzeugtyp hinsichtlich der Begrenzung der Abgasemission des 

Motors" 

Als „Fahrzeugtyp hinsichtlich der Begrenzung der Abgasemission des 
Motors" bezeichnet man die Fahrzeuge, die keine wesentlichen Unter- 
schiede aufweisen, diese Unterschiede können insbesondere folgende 
Punkte betreffen: 

1.1.1 in Abhängigkeit vom Prüf ge wicht bestimmtes Schwungmassenäquiva- 
lent, wie es in Punkt 4.2 des Anhangs III vorgeschrieben ist. 

1.1.2 Merkmale des Motors und des Fahrzeugs, wie sie in den Punkten 1 
bis 6 des Anhangs II festgelegt sind. 

1.2 „Prüfgewidit" 

Als „Prüfgewicht" versteht man das Gewicht des betriebsfertigen Fahr- 

zeugs zuzüglich eines Pauschalgewichts von 120 kg. Das Gewicht des 
betriebsfertigen Fahrzeugs entspricht dem Gesamtleergewicht bei vol- 
len Behältern mit Ausnahme des Kraftstoffbehälters, der nur halb voll 
ist, der Werkzeug aus rüstung und des Ersatzrads. 

1.3 „Kurbelkammer" 

Als „Kurbelkammer" versteht man die Kapazitäten, die sowohl im Mo- 
tor als auch außerhalb des Motors vorhanden sind und die durch innere 
' oder äußere Verbindungen, durch die Gase und Dämpfe entweichen 
können, an die Ölwanne angeschlossen sind. 

1.4 „Abgase" 

Als „Abgase" versteht man Kohlenmonoxyd und Kohlenwasserstoffe. 

1.5 „Hödistgewicht" 

Als „Höchstgewicht" versteht man das vom Hersteller angegebene 
technisch zulässige Höchstgewicht (dieses Gewicht kann über dem amt- 
lich genehmigten „Höchstgewicht" liegen). 


2 Prüfvorschriften 

2.1 Allgemeines 

Die Bauteile, die einen Einfluß auf die Abgasemission haben können, 

müssen so entworfen, gebaut und zusammengesetzt -sein, daß das Fahr- 
zeug unter normalen Betriebsbedingungen trotz der Schwingungen, de- 
nen es ausgesetzt ist, die Vorschriften dieser Richtlinie erfüllt. 

2.2 Beschreibung der Prüfungen 

2.2.1 Das Fahrzeug wird entsprechend seiner Kategorie, wie nachstehend an- 
gegeben, Prüfungen der Typen I, II und III unterzogen. 

2.2.1. 1 Prüfung des Typs I (Kontrolle der durchschnittlichen Abgas-Emission 
in Stadtbereichen mit hoher Verkehrsdichte nach Kaltstart). 

2.2. 1.1.1 Diese Prüfung ist an allen in Artikel 1 vorgesehenen Fahrzeugen durch- 
zuführen, deren Höchstgewicht 3,5 t nicht überschreitet. 

2. 2. 1.1. 2 Das Fahrzeug wird auf einen Fahrleistungsprüfstand mit Bremse und 
Schwungmasse gebracht. Es wird ein ununterbrochener Versuch von 
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einer Gesamtdauer von 13 Minuten durchgeführt, der 4 Zyklen umfaßt. 
Jeder Zyklus setzt sich aus 15 Phasen zusammen (Leerlauf, Besdileuni- 
gung, konstante Geschwindigkeit, Verzögerung usw.). Während des 
Versuches werden die Abgase in einem oder mehreren Beuteln aufge- 
fangen. Die Gase werden analysiert, und ihr Volumen wird nach Been- 
digung der Ansaugperiode gemessen. 

2. 2. 1.1. 3 Die Prüfung ist nach der in Anhang III beschriebenen Methode .durch- 
zuführen. Zur Sammlung und Analyse der Gase sind die vorgeschriebe- 
nen Verfahren anzu wenden. 

Andere Verfahren können zugelassen werden, sofern anerkannt ist, daß 
sie zu gleichwertigen Ergebnissen führen. 

2.2. 1.1. 4 Die bei der Prüfung ermittelten Mengen an Kohlenmonoxyd und Kohlen- 
wasserstoffen müssen unter den in der nachstehenden Tabelle für das 
jeweilige Prüfgewicht angegebenen Werte liegen. 


Prüfgewicht 

Kilogramm 

Pg 

Kohlen- 

monoxyd 

g/Test 

Kohlen- 

wasserstoffe 

g/Test 

Pg S 750 

100 

8,0 

750 < Pg ^ 850 

109 

8,4 

850 < Pg S 1020 

117 

8,7 

1020 < Pg ^ 1250 

134 

9,4 

1250 < Pg S 1470 

152 

10,1 

1470 < Pg S 1700 

169 

10,8 

1700 < Pg ä 1930 

186 

11,4 

1930 < Pg ä 2150 

203 

12,1 

2150 Pg 

220 

12,8 


2. 2. 1.2 Prüfung des Typs II (Ermittlung der Kohlenmonoxyd-Emission bei Leer- 
lauf). 

2. 2. 1.2.1 Diese Prüfung ist an den in Artikel 1 genannten Fahrzeugen vorzu- 
nehmen. 

2. 2. 1.2. 2 Der Kohlenmonoxyd-Volumenanteil der bei Leerlauf emittierten Aus- 
puffgase darf 4,5 Vo nicht überschreiten. 

2.2. 1.2. 3 Die Einhaltung des in 2. 2. 1.2. 2 vorgeschriebenen Wertes ist durch eine 
Prüfung nach dem in der Anlage IV beschriebenen Verfahrens zu kon- 
trollieren. 

2. 2. 1.3 Prüfung des Typs III (Ermittlung der Gasemissionen der Kurbelkammer). 

2.2. 1.3.1 Diese Prüfung ist an allen in Artikel 1 genannten Kraftfahrzeugen durch- 
zuführen, ausgenommen Kraftfahrzeuge mit Zweitaktmotoren mit Kur- 
belkammerladung. 

2. 2. 1.3. 2 Der Kohlenwasserstoff gehalt der vom Motor nicht aus der Kurbelkam- 
mer angesaugten Gase muß weniger als 0,15 Vo der vom Motor ver- 
brauchten Kraftstoffmenge betragen. 

2. 2. 1.3. 3 Die Einhaltung des in 2. 2. 1.3. 2 genannten Wertes ist durch eine Prüfung 
nach dem in Anhang V beschriebenen Verfahren zu kontrollieren. 
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Anhang 11 

Hauptmerkmale des Motors 
und Angaben über die Durchführung der Prüfungen 

1 Beschreibung des Motors 

1.1 Marke 

1-2 Typ 

1.3 Arbeitsweise: Viertakt/Zweitakt 

1.4 Zahl der Zylinder 


1.5 Bohrung mm 

1 .6 Hub mm 

1.7 Hubraum cm^ 


1.8 Volumetrisches Kompressionsverhältnis 

1.9 Art der Kühlung 

1.10 Vorverdichtung mit/ohne Beschreibung des Systems 

1.11 System der Kurbelkammer-Entlüftung (Beschreibung und Schemata) .... 

1.12 Luftfilter: System oder Marken und Typen 

2 Zusatzvorrichtungen zur Abgasreinigung (falls vorhanden und nicht 

unter einer anderen Rubrik erfaßt) Beschreibung und Schemata 

3 Kraftstoff-Speisesystem 

3.1 Beschreibung und Schaubilder der Speiseleitungen nebst Zubehör (Puffer- 

Vorrichtung, Vorwärmer, zusätzliche Luftversorgung usw.) 

3.2 Kraftstoff-Speisung 

3.2.1 durch Vergaser ^) Zahl der Vergaser .... 

3.2.1. 1 Marke 

3.2. 1.2 Typ 

3. 2. 1.3 Einstellelemente-) 

3.2. 1.3.1 Düsen 

3.2. 1.3.2 Mischkammern 

3.2. 1.3.3 Füllstand in der Schwimmerkammer oder 

3. 2. 1.3. 4 Gewicht des Schwimmers 

3. 2. 1.3. 5 Schwimmernadelventil 

3. 2. 1.4 Starter handbedient/automatisch 2) Verschlußregelung ^) 

3. 2. 1.5 Speisepumpe 

Druck oder charakteristisches Diagramm ®) 

3.2.2 je Einspritzvorrichtung ^) 

3.2.2. 1 Pumpe 

3. 2. 2. 2.1 Marke 

3.2.2.1.2 Typ 

3. 2. 2. 1.3 Durchsatz mm^ je Hub von U/min der Pumpe -) und ^) 

oder charakteristisches Diagramm 2) ®) 

^) für niditherkömmliche Motoren oder Systeme sind die sinngemäß entsprechenden An- 
gaben zu machen 
2) Nichtzutreffendes streichen 
^) Toleranzen angeben 



7 



Drucksache VI /7 2 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


3. 2. 2. 2 Einspritzdüse (n) 

3.2.2.2.1 Marke 

3.2.2.2.2 Typ 

3. 2. 2. 2. 3 Tarierung bar oder charakteristisches Diagramm -) ^) . . . . 

4 Verteilung 

4.1 Maximale Ventilhübe und öffnungs- und Verschlußwinkeh bezogen auf 

die Totpunkte 

4.2 Prüf- und/oder Einstellspiel -) 

5 Zündung 

5.1 Zündverteiler 

5.1.1 Marke 

5.1.2 Typ 

5.1.3 Vorzündungskurve 

5.1.4 Zündverstellung 3) 

5.1.5 Unterbrecher^) 

6 Auspuffsystem 

Beschreibung und Schemata 

7 Zusätzliche Angaben über die Versuchsbedingungen 

7.1 Verwendetes Schmiermittel 

7.1.1 Marke 

7.1.2 Typ 

(Wenn dem Kraftstoff ein Schmiermittel zugesetzt ist, ist der Prozent- 
anteil des Öls anzugeben.) 

7.2 Zündkerzen 

7.2.1 Marke 

2.2.2 Typ 

7.2.3 Elektrodenabstand 

7.3 Zündspule 

7.3.1 Marke 

7.3.2 Typ 

7.4 Kondensator 

7.4.1 Marke 

7.4.2 Typ 


8 Motorleistung 

8.1 Drehzahl im Leerlauf U/min ^) 

8.2 Drehzahl bei Maximalleistung U/min 


8.3 Maximalleistung PS [ISO . . BSI — CUNA — DIN — IGM — 

SAE usw2)] 


-) Nichtzutreffendes streichen 
^) Toleranz angeben 
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Anhang III 


Prüfling des Typs I 

(Kontrolle der durchschnittlichen Abgas-Emission in Stadtbereichen 
mit hoher Verkehrsdichte nach Kaltstart) 


Verfahren, nach der die Prüfung des Typs I gemäß Punkt 2.2.1. 1 
des Anhangs I durchzuführen ist 

1 Versuchsfolge auf dem Fahrleistungs-Prüfstand 

1.1 Beschreibung der Versuchsfolge 

Auf dem Fahrleistungs-Prüfstand ist nach der Versuchsfolge zu ver- 
fahren, die in der folgenden Tabelle und in dem als Anlage beigefügten 
Diagramm angegeben ist. Die Versuchsfolge ist auch aus der Tabelle der 
Anlage ersichtlich. 
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Anlage 


Versuchsfolge auf dem Fahrleistungs-Prüf stand 




Ver- 

Be- 

Ge- 

Dauer jedes 

Sum- 

Bei mechanischem 

Nr. 

Betriebszustand 

sudis- 

schien- 

schwin- 

tri^bs- 

suchs- 

men- 

Getriebe anzu- 



ab- 

nigung 

digkeit 

zu- 

ab- 

zeit 

wendendes über- 



schnitt 

m/sec* 

km/h 

Standes 

sec 

Schnitts 

sec 

sec 

Setzungsverhältnis 

1 

Leerlauf 

1 


11 

11 

11 

11 

6 sec L + 5 sec Kl*) 

2 

Beschleunigung 

2 

1,04 

0-15 

4 

4 

15 

1 

3 

Konstante Geschwindigkeit .... 

3 


15 

8 

8 

23 

1 

4 

Verzögerung ^ 


-0,69 

15-10 


2 

25 

1 

5 

Verzögerung 

. 4 

-0,92 

10-0 

3 

3 

28 

K 1 


Motor ausgekuppelt 








6 

Leerlauf 

5 



21 

21 

49 

16 sec L + 5 sec K 1 

7 

Beschleunigung '] 


0,83 

0-15 

15 ^ 


54 

1 

8 

Schaltvorgang 

[ 6 



2 

> 12 

56 


9 

Beschleunigung 


0,94 

15-32 

5 J 


61 

2 

10 

Konstante Geschwindigkeit .... 

7 


32 

24 

24 

85 

2 

11 

Verzögerung 


0,75 

32-10 

" 1 


93 

2 

12 

Verzögerung 

8 

-0,92 

10-0 

3 

. 11 

i 96 

K2 


Motor ausgekuppelt > 




j 


1 


13 

Leerlauf 

9 1 

i 


21 

21 

i 

16 sec L + 5 sec K 1 

14 

Beschleunigung > 


0,83 1 

0-15 

5 . 


1 122 

1 

15 

Schaltvorgang 




2 


124 


16 

Beschleunigung 

. 10 

0,62 

15-35 

9 

. 36 

133 

2 

17 

Schaltvorgang 




2 


135 


18 

Beschleunigung 


0,52 

35-50 

8 . 


143 

3 

19 

Konstante Geschwindigkeit .... 

11 


50 

j 

12 

12 

155 ; 

3 

20 

Verzögerung 

12 

-0,52 

50-35 

8 

8 

163 

3 

21 : 

Konstante Geschwindigkeit .... 

13 

1 

1 

35 

13 

13 

176 i 

3 

22 

Schaltvorgang ] 




2 " 


178 


23 

Verzögerung 

1 

1 

> 14 

-0,86 

32-10 

7 

> 12 

185 

21 

24 

Verzögerung 


; -0,92 

10-0 

3 


188 

K2 


Motor ausgekuppelt 




> 




25 j 

Leerlauf 

15 



7 

7 

195 

7 sec L 


*) L = Leerlauf, Motor eingekuppelt 

K 1, K 2 = 1. oder 2. Gang, Motor ausgekuppelt 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/72 


1.2 Allgemeine Bedingungen für die Durchführung der Versuchsfolge 

Um eine Versuchsfolge durchzuführen, die sich der theoretischen Ver- 
suchsfolge im Rahmen der vorgeschriebenen Grenzen annähert, muß in 
Vorversuchszyklen die günstigste Art der Betätigung des Fahr- und er- 
forderlichenfalls des Bremspedals ermittelt werden. 

1.3 Verwendung der Gänge 

1.3.1 Beträgt die im 1. Gang erreichbare Höchstgeschwindigkeit weniger als 
15 km/h, so sind der 2., 3. und 4. Gang einzulegen. 

1.3.2 Mit halbautomatischem Getriebe ausgestattete Fahrzeuge werden an- 
hand der normalerweise für den Straßenverkehr angewandten Überset- 
zungsverhältnisse geprüft, dabei ist die Gangschaltung nach den An- 
weisungen des Herstellers zu bestätigen. 

1.3.3 Mit automatischem Getriebe ausgestattete Fahrzeuge sind beim höchsten 
Übersetzungsverhältnis (Drive) zu prüfen. Das Fahrpedal ist so zu be- 
tätigen, daß möglichst konstante Beschleunigungen erzielt werden, die 
es dem Getriebe ermöglichen, die verschiedenen Gänge in der normalen 
Folge einzuschalten. Außerdem gelten hier nicht die in der Anlage 
(Seite 1) angegebenen Schaltvorgänge, und die; Beschleunigungen müs- 
sen entlang der Geraden vorgenommen werden, die das Fnde des Leer- 
laufabschnitts mit dem Anfang des darauffolgenden Gleichfahrabschnitts 
verbindet. Es gelten die Toleranzen gemäß Punkt 1.4. 

1.3.4 Fahrzeuge mit vom Fahrer einstellbarem Schnellganggetriebe sind mit 
ausgeschaltetem Schnellganggetriebe zu prüfen. 

1.4 Toleranzen 

1.4.1 Abweichungen um ±1 km/h von der theoretischen Geschwindigkeit bei 
Beschleunigung, bei Gleichfahrt und bei Verzögerung unter Bremsung 
des Fahrzeugs sind zulässig. Ist die Verzögerung ohne Benutzung der 
Bremse bereits größer, so ist nach den Vorschriften des Punktes 5.6.3 
zu verfahren. Während der Übergangsabschnitte sind höhere als die 
vorgeschriebenen Geschwindigkeitstoleranzen zulässig, sofern die Dauer 
der festgestellten Abweichungen jeweils 0,5 sec nicht überschreitet. 

1.4.2 Zulässige Zeitabweichungen um ± 0,5 sec. 

Die vorgenannten Toleranzwerte gelten auch für den Anfang und das 
Ende der Dauer jedes Schaltvorgangs ^). 

1.4.3 Die in bezug auf Geschwindigkeit und Zeit zulässigen Abweichungen 
sind nach den Angaben der Anlage (Seite 1) zu diesem Anhang zu 
kombinieren, 

2 Fahrzeug und Kraftstoff 

2.1 Prüffahrzeug 

2.1.1 Das Fahrzeug ist in einwandfreiem Betriebszustand vorzuführen. Es muß 

eingefahren sein und vor der Prüfung mindestens 3000 km zurückgelegt 
haben. 

2.1.2 Die Auspuff-Anlage darf keine Lecks aufweisen, die zu einer Verringe- 
rung der Menge der gesammelten Gase führen können; diese Menge 
muß der aus dem Motor austretenden Abgasmenge entsprechen. 

2.1.3 Die Dichtigkeit der Kraftstoffzuführung kann überprüft werden, um 

sicherzustellen, daß der Verbrennungsvorgang nicht durch eine unge- 
wollte Liiftzuführung geändert wird. 

2.1.4 Der Motor und die sonstigen Organe des Fahrzeugs müssen nach den 
Angaben des Herstellers eingestellt sein. 

2.1.5 Im Kraftstoffzuführungssystem ist am Vergaser nach der Drosselklappe 
eine Unterdruckanzapfung anzubringen. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die zugebilligte Zeit von 2 Sekunden die Dauer des 
Schaltvorgangs und erforderlichenfalls einen gewissen zeitlichen Spielraum zur Ein- 
regelung auf den Versuchszyklus umfaßt. 
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2.1.6 Das Laboratorium kann nachprüfen, ob das Leistungsverhalten des Fahr- 
zeugs den Angaben des Herstellers entspricht, ob es normal fahr- 
tüchtig ist und vor allem, ob es zum Kalt- und Warmstart fähig ist. 

2.2 Kraftstoff 

2.2.1 Als Kraftstoff ist der in Anhang VI spezifizierte Bezugskraftstoff zu ver- 
wenden. Erfolgt die Motorschmierung über ein Kraftstoffgemisch, so 
ist dem Bezugskraftstoff ein öl beizumischen, das in bezug auf Qualität 
und Menge den Empfehlungen des Herstellers entspricht. 

3 Prüfgerät 

3.1 Dynamometrische Bremse 

Es ist kein bestimmtes Modell der Bremse vorgeschrieben. Jedoch darf 
sich ihre Einstellung während des Versuchs nicht ändern. Sie darf im 
Fahrzeug keine wahrnehmbaren Schwingungen erzeugen, die dessen 
normales Betriebsverhalten beeinträchtigen würden. Absolut notwen- 
diger Bestandteil ist eine Schwungmassen-Ausgleichsvorrichtung, die es 
ermöglicht, das Fahrverhalten zu reproduzieren (Sdiwungmassen-Aqui- 
valente). 

3.2 Gassammelsystem 

3.2.1 Die Anschlußrohre müssen aus Stahl gefertigt sein und soweit wie mög- 
lich starre Verbindungen aufweisen. Um die Anordnung jedoch vor den 
Fahrzeugschwingungen zu isolieren, ist ein vollständig dichtes ela- 
stisches Ringelement vorzusehen. Es können auch andere Materialien 
verwendet werden, sofern sie die Gaszusammensetzung nicht beeinflus- 
sen. 

3.2.2 Bei Versuchsfahrzeugen mit mehrfach verzweigtem Auspuffrohr sind die 
einzelnen Abzweigungen möglichst nahe am Fahrzeug anzuschließen. 

3.2.3 Die Temperatur der Auspuffgase im Sammelsystem muß vereinbar sein 

mit der richtigen Arbeitsweise des Motors, der Haltbarkeit der Beutel 
für die Gasentnahme, ferner mit den in Punkt 4.5.1 vorgesehenen Ver- 
lusten durch Kohlenwasserstoffabsorption, sowie mit einer möglichst 
geringen Kondensatbildung an den Wänden der Beutel. 

3.2.4 Die einzelnen Ventile zur Umschaltung der Richtung der Auspuffgase 
nach außen oder nach der Entnahmevorrichtung müssen Schnellschalt- 
ventile sein. 

3.2.5 Die Auffangeinrichtung besteht aus einem oder mehreren Beuteln von 
ausreichendem Fassungsraum. Die Beutel bestehen aus Werkstoffen, 
die weder die Messungen noch die Konservierung der Gase beeinträch- 
tigen dürfen. 

3.3 Analysenmaterial 

3.3.1 Als Sonde kann das Entnahmerohr, das in die Entnahmevorrichtung 
einmündet, oder das Ablaßrohr des Beutels dienen. Sie kann auch un- 
abhängig sein, muß aber auf jeden Fall ihre Mündung im Innern des 
Beutels haben. 

3.3.2 Die Analysiergeräte sind dispersionsfreie Infrarot-Absorptionsgeräte. 
Das Kohlenwasserstoff-Analysiergerät wird mit n-Hexan stabilisiert. 

3.4 Volumenmeßgeräte 

3.4.1 Es wird ein volumetrischer Zähler verwendet. 

3.4.2 Die Druck- und Temperaturmessungen zur Reduktion des Volumens auf 
Normalbedingungen werden an Punkten durchgeführt, deren Lage sich 
nach dem verwendeten Zähler richtet und vom Laboratorium anzugeben 
ist. 

3.4.3 Die Gasentnahmeeinrichtung kann als Pumpe oder als beliebiges an- 
deres System ausgeführt sein, das die Konstanthaltung des am Zähler 

gemessenen Druckes garantiert. 
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3.5 Genauigkeit der Geräte 

3.5.1 Die Bremse wird durch getrennten Versuch geeicht, die Genauigkeit des 
Dynamometers wird nicht angegeben. Die Gesamtträgheit der umlaufen- 
den Massen einschließlich der Rollen und des Bremsrotors (s. Punkt 4.2) 
ist auf ± 20 kg genau anzugeben. 

3.5.2 Die Fahrzeuggeschwindigkeit ist aus der Drehzahl der mit dem Schwung- 
rad der Bremse verbundenen Rollen zu messen. Sie muß auf ± 2 km/h 
genau im Bereich 0 — 10 km/h und auf ± 1 km genau oberhalb 10 km/h 
gemessen werden können. 

3.5.3 Die unter Punkt 5.1.1 und 6.3.3 genannten Temperaturen müssen auf 
± 2^ C genau gemessen werden können. 

3.5.4 Der atmosphärische Druck muß auf ± 1 mm Hg genau gemessen werden 
können. 

3.5.5 Der Unterdrück im Ansaugsystem des Fahrzeugs muß auf ± 5 mm Hg 
genau gemessen werden können. Die anderen Drücke (Gegendruck der 
Entnahmeeinrichtung, Druck für die Volumenkorrektur usw.) müssen 
auf ± 5 mm WS genau gemessen werden. 

3.5.6 Abmessung und Genauigkeit des Zählers richten sich nach dem Volumen 
des zu messenden Gases, so daß die Meßgenauigkeit des Volumens 
± 2 Vo beträgt. 

3.5.7 Die Analysiergeräte müssen einen Meßbereich haben, der mit der ge- 
forderten Meßgenauigkeit von i 3 '^/o der einzelnen Bestandteile ver- 
einbar ist, wobei die Genauigkeit der verwendeten Normalgase unbe- 
rücksichtigt bleibt. Die Gesamtansprechzeit des Analysenkreislaufs muß 
niedriger sein als 1 Minute. 

3.5.8 Der Gehalt der Normalgase darf um nicht mehr als ± 2 ^/o vom Bezug- 
wert jedes einzelnen Gases abweichen. Verdünnungsmittel ist Stickstoff. 

4 Vorbereitung des Versuchs 

4.1 Einstellung der Bremse 

4.1.1 Die Bremse wird so eingestellt, daß sie einer konstanten Geschwindig- 
keit des Fahrzeugs von 50 km/h in der Ebene entspricht. 

4.1.2 Zu diesem Zweck wird der Unterdrück im Ansaugsystem des Motors 
bei einer Prüfung auf der Straße bei 50 km/h im dritten Gang gemessen, 
oder es werden die im Punkt 1.3 angegebenen Verhältniszahlen ver- 
wendet. Hierbei ist das Fahrzeug mit dem Bezugsgewicht belastet und 
der Druck der Luftreifen entspricht den Angaben des Herstellers. Der 
Unterdrück wird bei konstanter Geschwindigkeit in der Ebene während 
mindestens 15 Sekunden gemessen. Zur Berücksichtigung des Windein- 
flusses wird der Mittelwert aus zwei Messungen in entgegengesetzter 
Fahrtrichtung zugrunde gelegt. 

4.1.3 Das Fahrzeug wird dann auf den dynamometrischen Prüfstand gefahren 
und die Bremse so eingestellt, daß der gleiche Unterdrück in der An- 
saugleitung erzielt wird wie beim Versuch auf der Straße gemäß 4.1.2. 
Die Bremseinstellung wird während des ganzen Versuchs beibehalten. 

4.1.4 Diese Einstellung gilt für hydraulische Bremsen. Bei anderen Brems- 
systemen ist es erforderlich zu überprüfen, ob die so erhaltene Einstel- 
lung für andere Zwischenbedingungen zwischen Leerlauf und Höchstge- 
schwindigkeit gilt. Erforderlichenfalls wird mit einer mittleren Einstel- 
lung gefahren. 

4.2 Anpassung des äquivalenten Beharrungsvermögens an das Beharrungs- 
vermögen des Fahrzeugs 

Es wird ein Schwungrad verwendet, mit dem eine Gesamtträgheit der 
umlaufenden Massen erzielt wird, die mit dem Bezugsgewicht des Fahr- 
zeugs gemäß nachstehender Tabelle in Beziehung steht: 
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Bezugsgewicht des Fahrzeugs in kg Äquivalente Massen in kg 


Pr ^ 750 680 

750 < Pr ^ 850 800 

850 < Pr ^ 1020 910 

1020 < Pr ^ 1250 1130 

1250 < Pr ^ 1470 1360 

1470 < Pr 1700 1590 

1700 < Pr < 1930 1810 

1930 < Pr 2150 2040 

2150 <' Pr 2270 


4.3 Konditionierung des Fahrzeugs 

4.3.1 Vor dem Versuch wird das Fahrzeug mindestens sechs Stunden lang 
einer Temperatur zwischen 20 und 30° C ausgesetzt. Vor dem Versuch 
wird überprüft, daß sich die Kühlwasser- und Öltemperaturen des 
Motors zwischen 20 und 30° C befinden. 

4.3.2 Der Fülldruck der Luftreifen zur Durchführung des Vorversuchs auf der 
Straße zwecks Einstellung der Bremsen muß den Vorschriften des Her- 
stellers entsprechen. Ist jedoch der Durchmesser der Rollen kleiner als 
50 cm, so wird der Reifenfüildruck zwecks Schonung der Reifen um 
30 bis 50®/o erhöht. 

4.4 Kontrolle des Gegendrucks 

Bei den Vorversuchen wird geprüft, ob der von den Entnahmeeinrich- 
tungen erzeugte Gegencjruck 75 mm WS nicht überschreitet, wobei die 
Messung bei den verschiedenen im Versuchszyklus vorgesehenen Ge- 
schwindigkeiten durchgeführt wird. 

4.5 Konditionierung der Entnahmebeutel 

4.5.1 Die Beutel werden namentlich hinsichtlich der Kohlenwasserstoffe so 
konditioniert, daß der Verlust an Kohlenwasserstoffen weniger als 2 Vo 
des ursprünglichen Gehaltes nach Ablauf einer Zeit von 20 Minuten 
beträgt. Diese Konditionierung wird in Vorversuchen unter Temperatur- 
bedingungen vorgenommen, die in der Nähe der bei den einzelnen 
Versuchen auftretenden Höchsttemperaturen hegen. 

4.5.2 Zur Messung der Verluste wird folgendes Verfahren verwendet. Bei 
konstanter Motordrehzahl wird ständig der Gehalt der in den Beutel 
bis zur völligen Füllung einströmenden Gase bestimmt. Der Gehalt am 
Ende der Füllung muß gleich dem vom Schreibgeräte registrierten mitt- 
leren Gehalt sein. Das Entleeren der Beutel wird mit den Pumpen der 
Analysengeräte vorgenommen, der Gehalt wird kontinuierlich oder in 
bestimmten Zeiten aufgeschrieben. Schwankt der Gehalt nach 20 Minu- 
ten um mehr als 2 ^/o, so werden die Beutel geleert und erneut gefüllt. 
Dieser Zyklus ist so oft zu wiederholen, bis die Wandungen der Beutel 
gesättigt sind. 

4.6 Einstellung der Analysengeräte 

4.6.1 Justierung der Geräte 

Mit Hilfe des an jeder Flasche vorhandenen Durchflußmessers und 
Druckminderventils wird eine bestimmte Gasmenge bei dem angegebe- 
nen Druck in das Analysegerät geleitet, die mit dem einwandfreien 
Arbeiten der Geräte vereinbar ist. Das Gerät wird so justiert, daß es 
den auf der Füllfläche angegebenen Wert als stabilisierten Wert an- 
zeigt. Die Abweichungskurve des Gerätes ais Funktion des Gehaltes der 
einzelnen Normalflaschen wird aufgezeichnet, indem man von der Ein- 
stellung ausgeht, die mit der Flasche mit dem höchsten Gehalt erzielt 
wurde. 
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4.6.2 Gesamtansprechzeit der Geräte 

An einem Ende der Sonde läßt man das Gas aus der Flasche mit dem 

höchsten Gehalt einströmen. Man stellt fest, ob der angezeigte Wert, 
der der größten Abweichung entspricht, in weniger als einer Minute 
erhalten wird. Ist dieser Wert nicht erreicht, so sind etwaige Leckstellen 
des Anaiysenkreislaufs durch Eingrenzung der Fehlerstellen aufzu- 
suchen, 

4.7 Einstellung des Volumenmeßsystems 

Mit einem in Vorversuchen gefüllten Beutel wird überprüft, ob die 
Volumenmessung mit der angegebenen Genauigkeit durchführbar ist. 
Gegegebenenfails wird für jeden Fall ein geeigneter Zähler gewählt. 

5 Durchführung der Prüfstandversuche 

5.1 Einzelbedingungen für die Durchführung der Versuchsreihe 

5.1.1 Die Raumtemperatur des Rollenprüfstands muß während des gesamten 
Versuchs zwischen 20 und 30" C betragen und möglichst nahe bei der 
Raumtemperatur für die Konditionierung des Fahrzeugs liegen. 

5.1.2 Das Fahrzeug muß beim Versuch etwa horizontal stehen, damit eine ab- 
normale Kraftstoffverteilung vermieden wird, 

5.1.3 Der Versuch ist mit auf geklappter Motorhaube durchzuführen. Erforder- 
lichenfalls kann zur Aufrechterhaltung einer normalen Motortemperatur 
eine Hilfsventilationseinrichtung vorgesehen werden, die entweder auf 
den Kühler wirkt (Wasserkühlung) oder auf den Lufteintritt (Luft- 
kühlung). 

5.1.4 Die beim Versuch einzuhaltende Geschwindigkeit ist durch die Drehzahl 
der mit dem Bremsschwungrad verbundenen Laufrollen gegeben. Zur 
Beurteilung der Brauchbarkeit der durchgeführten Versuchsreihen wird 
die Geschwindigkeit als Funktion der Zeit beim Versuch aufgeschrieben. 

5.1.5 Die Registrierung des Unterdruckes ist fakultativ, erfolgt sie zu gleicher 
Zeit mit der Registrierung der Geschwindigkeit, so läßt sich die richtige 
Ausführung der Beschleunigungen beurteilen. 

5.1.6 Außerdem können die Kühlwasser- und Öltemperaturen des Motor- 
gehäuses nach freiem Ermessen aufgezeichnet werden. 

5.2 Anlassen des Motors 

5.2.1 Der Motor wird mit Hilfe der vorgesehenen Anlaßeinrichtupgen wie 
Starterklappe, Kühlluftregler usw. nach den Anweisungen des Herstel- 
lers angelassen. 

5.2.2 Der Motor wird im Leerlauf mit Starterklappe etwa 40 Sekunden lang 
betrieben. Der Beginn des ersten Versuchszyklus fällt zusammen mit 
der Bedienung des Ventils zur Sammlung der Auspuffgase, das nach 
Ablauf der vorgenannten 40 Sekunden zu betätigen ist. 

5.3 Betätigung der Handdrosselklappe 

Die Handdrosselklappe muß so schnell wie möglich — grundsätzlich vor 
Beginn der Beschleunigung von 0 auf 50 km h — ausgeschaltet werden. 
Ist diese Vorschrift nicht einzuhalten, so ist der Augenblick der tatsäch- 
lichen Schließung anzugeben. Das Verfahren zur Einstellung der Star- 
terklappe entspricht den Angaben des Herstellers. 

5.4 Leerlauf 

5.4.1 Betrieb mit Handschaltung 

5. 4. 1.1 Der Leerlaufversuch wird bei eingekuppeltem Motor mit Getriebegang 
Null durchgeführt. 

5. 4. 1.2 Zur Durchführung der Beschleunigung unter Einhaltung des normalen 
Versuchszyklus wird das Fahrzeug 5 Sekunden vor der Beschleunigung, 
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die der Leerlaufstellung folgt, unter Auskuppeln auf den ersten Getrie- 
begang geschaltet. 

5. 4. 1.3 Der erste Leerlauf zu Beginn des Zyklus umfaßt 6 Sekunden Leerlauf 
mit eingekuppeltem Motor und Getriebegang Null und 5 Sekunden mit 
ausgekuppeltem Motor im ersten Getriebegang. 

5. 4. 1.4 Für die Leerlaufperioden innerhalb eines jeden Zyklus betragen die Zei- 
ten jeweils 16 Sekunden bei Getriebegang 0 bis 5 Sekunden im ersten 
Gang bei ausgekuppeltem Motor. 

5. 4. 1.5 Für die Leeriaufperioden zwischen 2 aiifeinanderfolgendeii Zyklen gilt: 
13 Sekunden — Getriebegang 0 — Motor ausgekuppelt. 

5.4.2 Getriebe mit halbautomatischer Schaltung 

Es gelten die Angaben des Herstellers für Stadtfahrt oder, falls nicht 
vorhanden, die Vorschriften über Getriebe mit Handschaltung. 

5.4.3 Getriebe mit automatischer Schaltung 

Der Gangwähler wird während des gesamten Versuches nicht bedient, 
außer wenn gegenteilige Vorschriften des Herstellers bestehen. In die- 
sem Falle wird das Verfahren für Getriebe mit Handschaltung angewen- 
det. 

5.5. Beschleunigungen 

5.5.1 Die Beschleunigungen werden so ausgeführt, daß eine wirklich kon- 
stante Beschleunigung während der gesamten Dauer des Vorgangs er- 
zielt wird. 

5.5.2 Läßt sich die Beschleunigung in der vorgeschriebenen Zeit nicht durch- 
führen, so wird die überschüssige Zeit, wenn möglich, von der Zeit für 
den Getriebewechsel abgezogen, auf jeden Fall jedoch von der darauf 
folgenden Periode konstanter Geschwindigkeit. 

5.6 Verzögerungen 

5.6.1 Alle Verzögerungen werden durch Abheben des Fußes vom Gaspedal 
bei eingekuppeltem Moator bewerkstelligt. Das Auskuppeln des Motors 
ohne Betätigung des Ganghebels geschieht bei der Geschwindigkeit von 
10 km/h. 

5.6.2 Ist die Dauer der Verzögerungen länger als in der entsprechenden Ver- 
suchsvorschrift vorgeschrieben, so werden zur Einhaltung des Zyklus 
die Fahrzeugbremsen benutzt. 

5.6.3 Ist die Dauer der Verzögerung kürzer als in der Versuchsvorschrift vor- 
gesehen, so wird die Übereinstimmung mit dem theoretischen Zyklus in 
der Weise hergestellt, daß sich eine Leerlaufperiode zeitlich an die fol- 
gende Leerlaufperiode anschließt. 

5.6.4 Am Schluß der Verzögerungsperiode (Stillstand des Fahrzeugs auf den 
Rollen) wird das Getriebe auf 0 gestellt und der Motor eingekurbelt. 

5.7 Stabilisierung der Geschwindigkeit 

5.7.1 Beim Übergang von der Beschleunigung in die nächsthöhere konstante 
Geschwindigkeit ist ein „Pumpen" durch Drosselung der Gaszufuhr zu 
vermeiden. 

5.7.2 Während der Perioden mit konstanter Geschwindigkeit ist der Gashebel 
in einer bestimmten Stellung unverrückbar festzuhalten. 

6 Durchführung der Gasentnahme und Gasanalyse 

6.1 Gasentnahme 

6.1.1 Die Gasentnahme erfolgt im Augenblick der Eröffnung des Ventils 
gemäß Punkt 5.2.2. 

6.1.2 Bei Verwendung mehrerer Entnahmebeutel erfolgt das Aus wechseln 
der Säcke zu Beginn der ersten Verzögerungsperiode einer Versuchs- 
reihe. 
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6.1.3 Die Beutel sind nach beendigter Füllung hermetisch zu verschließen. 

6.1.4 Am Ende der letzten Versuchsreihe wird das Ventil betätigt, um die 
Abgase des Motors nach außen abzuleiten. 

6.2 Analyse 

6.2.1 Die Analyse der in jedem Beutel enthaltenen Gase wird so schnell wie 
möglich vorgenommen, auf keinen Fall später als 20 Minuten nach 
der Füllung des betreffenden Beutels. 

6.2.2 Wird das Entnahmerohr nicht ständig im Beutel belassen, so ist der 
Zutritt von Luft beim Einführen der Sonde sowie jeder Gasverlust beim 
Entfernen desselben zu vermeiden. 

6.2.3 Der Analysator ist innerhalb einer Minute nach dem Anschließen dos 
Beutels zu stabilisieren. 

6.2.4 Als Analysenwert der in jeder der Auspuffleitungen untersuchten Gase 
gilt der nach Stabilisierung des Meßgeräts abgelesene Wert. 

6.3 Volumenmessung 

6.3.1 Um zu große Temperaturschwankungen zu vermeiden, erfolgt die Mes- 
sung des Sackvolumens, sobald die Temperatur die Raumtemperatur 
erreicht hat. 

6.3.2 Das Entleeren der Beutel erfolgt über den Gaszähler. 

6.3.3 Die zur Berechnung zugrunde zu legende Temperatur (M) ist das 
arithmetische Mittel der Temperaturen zu Beginn und zu Ende der Ent- 
leerung, wobei die maximale Abweichung zwischen beiden Werten 
unter 5® C liegen muß. 

6.3.4 Der zur Berechnung zugrunde zu legende Druck (Pm) ist das arithme- 
tische Mittel der zu Beginn und zum Schluß der Entleerung abgelesenen 
absoluten Drücke, wobei die maximale Abweichung zwischen beiden 
Werten unter 4 mm Hg betragen muß. 

6.3.5 Zu dem mit dem Zähler gemessenen Volumen ist das Volumen der für 
die Analyse entnommenen Gase hinzuzurechnen, falls dieser Anteil 1 ^/o 
des vorgenannten Volumens überschreitet. Das Ergebnis wird mit Vm 
bezeichnet. 

7 Ermittlung der Menge der Auspuffgase 

7.1 Berichtigung der gemessenen Gasvolumen 

Das in jedem Beutel befindliche Gasvolumen ist auf normale Tempe- 
ratur- und Druckbedingungen unter Anwendung folgender Formel zu 
reduzieren: 

273 Pm - PF 

V = Vm- - X - — - •— 

273 1- tm 760 

worin die Größen Vm, tm, Pm und PH folgendermaßen definiert sind: 
Vm: gemessenes Volumen in Litern gemäß Vorschrift von Punkt 6. 3. 5; 

tm: arithmetischer Mittelwert, der gemäß 6.3.4 ermittelten Extremwerte 
der Temperaturen in Grad Celsius; 

Pm: arithmetischer Mittelwert der gemäß 6.3.4 ermittelten Extremwerte 
für die Drücke in Millimeter Hg; 

PH: Spannung des gesättigten Wasserdampfes hei der betreffenden 
Temperatur in Millimeter Hg. 

7.2 Gewicht der in jedem Beutel enthaltenen Auspuffgase 

Das Gewicht der in jedem Beutel enthaltenen Auspuffgase wird aus dem 
Produkt dCV ermittelt, worin C der Raumgehalt und d das spezifische 
Gewicht des betreffenden Auspuffgases ist: 

— für Kohlenoxyd d = 1,250 
— Kohlenwasserstoffe d 3,844 (Flexan) 
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7.3 Gesamtgewicht der Auspuffgase 

Das Gewicht M der vom Fahrzeug während des Versuchs abgegebenen 
Auspuffgase wird durch Addition der in jedem einzelnen Beutel ent- 
haltenen Auspuffgasmenge nach dem unter 7.2 gegebenen Verfahren 
berechnet. 

Anmerkung; Den Prüfstellen wird empfohlen, die Richtigkeit der Analyse durch Mes- 
sung der abgegebenen 'Kohlensäuregasmenge zu überprüfen. 
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Unterteilung des Arbeitszyklus für die Prüfung Typ I 

Zeit 

1. Unterteilung nach Betriebszuständen 


Leerlauf (Motor) 

Leerlauf bei fahrendem Fahrzeug und Einschaltung 

60 sec 

30,8 ^ 
1 

1 35,4 «/o 

eines Getriebeganges 

9 sec 

4,6 J 


Gangwechsel 

8 sec 


4,1 Vo 

Beschleunigung 

36 sec 


18,5 «/o 

Stabilisierung 

57 seo 


29,2 o/o 

Verzögerung 

25 sec 


12,8% 


195 sec 


1 00 «/o 

Unterteilung nach der Art der Getriebestufung 




Leerlauf 

60 sec 

30,8 ^ 


Leerlauf bei fahrendem Fahrzeug und Einschaltung 
eines Getriebeganges 

9 sec 

4,6 J 

• 35,4% 

Gangwechsel 

8 sec 


4,1 % 

1. Gang 

24 sec 


12,3% 

2. Gang 

53 sec 


27,2 % 

3. Gang 

41 esc 


21 % 


195 sec 


100 % 


Mittlere Versuchsgeschwindigkeit ... 19 km/h. 

Tatsächliche Betriebszeit . . . 195 sec. 

Theoretisch durchlaufene Fahrtstrecke je Zyklus . . . 1,013 km. 
Äpuivalente Fahrtstrecke einer Prüfung (4 Arbeitszyklen) . . . 4,052 km. 
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Anhang IV 


Prüfung Typ II 

(Kontrolle der Kohlenstoffmonoxidentwicklung im Leerlauf) 


Verfahren zur Durchführung der Prüfung Typ II gemäß Punkt 

2. 2. 1.2 des Anhangs I 


1 Meßbedingungen 

1.1 Der verwendete Kraftstott ist der Referenzkraftstoff, dessen Daten in 
Anhang VI definiert sind. 

1.2 Der Volumgehalt an Kohlenstoffmonoxid wird unmittelbar nach Durch- 
laufen der 4 Arbeitszyklen der Versuchsreihe Typ I bei leerlaufendem 
Motor gemessen. 

1.3 Bei Fahrzeugen mit von Hand geschaltetem oder halbautomatischem 

Getriebe wird die Kontrolle bei leerlaufendem Getriebe und eingekup- 
peltem Motor durchgeführt. 

1.4 Bei Fahrzeugen mit automatischem Getriebe wird die Kontrolle bei der 
Getriebestellung „Null“ oder „Parken“ durchgeführt. 

2 Gasentnahme 

2.1 Die Sonde für die Gasentnahme wird in das Verbindungsrohr zwischen 
dem Fahrzeugauspuff und dem Beutel möglichst nahe am Auspuff ein- 
geführt. 

2.2 Zwecks Berücksichtigung etwaiger Verdünnungen der Auspuffgase mit 

Luft wird der Gehalt an Kohlenstoffmonoxyd (Ti) und Kohlenstoff- 
dioxyd (T 2 ) gemessen und das mit dem vorgeschriebenen Grenzwert zu 
vergleichende Volumen T nach der Formel berechnet. 

0,15 

T = Ti X— — — 

T 1 + T 2 
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Prüfung Typ III 

(Kontrolle der Kurbelkastengase) 


1 

1.1 

1.2 


2 

2.1 


2.2 


2.3 


2.4 


3 

3.1 

3.1.1 

3.1.2 

3.2 


Verfahren zur Durchführung des Versuchs Typ III gemäß Punkt 
2.2.1. 3 des Anhangs I 

Allgemeine Vorschriften 

Die Prüfung Typ III wird an dem Fahrzeug durchgeführt, das den Prüfun- 
gen Typ I und II unterzogen wird. 

Der Prüfung werden alle Motoren, auch wasserdicht gekapselte Motoren 
unterzogen, mit Ausnahme solcher Motoren, bei denen eine auch gering- 
fügige Undichtheit die Arbeitsweise des Motors unzulässig beeinträchtigt 
(beispielsweise flat-twin-Motoren) . 

Prüfbedingungen 

Der Leerlauf wird nach den Empfehlungen des Herstellers eingestellt; 
bestehen keine solchen Empfehlungen, so wird der Leerlauf in der Weise 
eingestellt, daß der Unterdrück im Ansaugsammelrohr seinen Höchst- 
wert erreicht. 


Die Messungen werden 
durchgeführt: 

unter folgenden drei 

Versuchsbedingungen 

Nr. 

Fahrzeug- 
geschwindigkeit 
in km/h 

Unterdrück im 
Ansaugrohr mmHg 

Bewertungsfaktor 

1 

Leerlauf 


0,25 

2 

50 ± 2 

400 ± 8 

0,25 

3 

50 ± 2 

250 ± 8 

0,50 


Falls der Motor mit einem Unterdrück von 400 mmHg nicht arbeiten 
kann, wird der Unterdrück so eingestellt, daß er dem Wert bei Straßen- 
fahrt mit konstanter Geschwindigkeit von 50 km/h entspricht. 

Der Unterdrück der Bedingung 3 ist gleich dem vorgenannten Wert, 

250 

multipliziert mit dem Verhältnis = 0,625. 

400 

Für die in Punkt 2.2 erwähnten Meßpunkte Nr. 2 und 3 wird die Motor- 
drehzahl in Abhängigkeit vom Übersetzungsverhältnis so gewählt, daß 
sie der kleinsten Drehzahl entspricht, mit der das Fahrzeug unter norma- 
len Betriebsbedingungen eine Geschwindigkeit von 50 km/h erreicht. 


Prüfmethode 


Für jeden einzelnen der in Punkt 2.2 definierten Meßpunkte Nr. 1, 2 
und 3 werden folgende Größen gemessen: 

das Volumen Qn der von der Rückführung in der Zeiteinheit nicht ange- 
saugten Gase; 

das in der gleichen Zeiteinheit verbrauchte Kraftstoffgewicht. 


Die für das Volumen Qn gemäß Punkt 4.6 an allen Meßpunkten ab- 
gelesenen Werte werden auf normale Bedingungen reduziert (Druck 
760 mm Hg, Temperatur 0° C) mittels der Formel 


^ H 

Q n Qn 

760 


X 


273 

T 
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3.3 Der Volumengehalt t an Kohlenwasserstoffen wird nach der Vorschrift 
von Punkt 4.4 gemessen. Auf Verlangen des Herstellers wird keine 
Analyse der Gase des Kurbelgehäuses vorgenommen; hierfür wird ein 
Pauschalgehalt an Kohlenwasserstoffen von 15 000 ppm angenommen. 

3.4 Für die Kohlenwasserstoffe wird ein spezifisches Gewicht von 3,84 g/ 
Liter angenommen und das für jeden Meßpunkt in die Atmosphäre aus- 
strömende Gewicht an Kohlenwasserstoffen nach der Formel berechnet 

Pn ^ Q'ii X t X 3,84, 

wobei Q'n der Wert der berichtigten Volumen ist. 

3.5 Das mittlere Gewicht an Kohlenwasserstoffen P und der Kraftstoffver- 
brauch C sind aus den für jeden Meßpunkt erhaltenen Werten unter 
Benutzung der unter Paragraph 2 angegebenen Bewertungsfaktoren 
berechnet. Sie werden in denselben Einheiten ausgedrückt. 

3.6 Interpretierung der Ergebnisse. 

Das Fahrzeug gilt als vorschriftsmäßig, wenn 

P = xc 

100 


4 Methode für die Messung der von der Kurbelgehäuse-Entlüftung 

nicht erfaßten Menge Qn 

4.1 Vor Versuchsbeginn zu treffende Maßnahmen 

Vor dem Versuch sind alle Öffnungen, die nicht zum Auffangen der 
Auspuffgase dienen, zu verschließen. 

4.2 Prinzip der Methode 

4.2.1 In den Kreislauf der Kurbelgehäuse-Zwangsentlüftung wird eine Ab- 
zweigung in unmittelbarer Nähe des Anschlusses der Rückführung am 
Motor angebracht, die keinen zusätzlichen Druckverlust hervorrufen 
darf. 

4.2.2 Am Ausgangsstutzen dieser Abzweigung wird ein elastischer Beutel 
zum Auffangen der vom Motor nicht angesaugten Gase angebracht, der 
aus einem Werkstoff besteht, der Kohlenwasserstoffe nicht absorbiert 
(Anhang III, Anlage, Seite 1). Dieser Beutel wird bei jeder Messung ent- 
leert. 

4.3 Meßmethode 

Vor jeder Messung wird der Beutel verschlossen. Er wird während einer 
bekannten Zeit an die Abzweigung angeschlossen und anschließend über 
einen geeigneten volumetrischen Zähler entleert. 

Während der Entleerung wird der Druck H in mm Hg und die Tempera- 
tur N in Grad C zwecks Korrektur der Werte für das Volumen gemäß 
Punkt 3.2 gemessen. 

4.4 Messung der Kohlenwasserstoffgehalte 

4.4.1 Während der Entleerung wird der Gehalt an Kohlenwasserstoffen, falls 

erforderlich, mit ITilfe eines dispersionsfreien Infrarot-Analysegerätes, 
das mit n-Hexan sinsibilisiert ist, gemessen. Der erhaltene Wert wird 
mit dem Koeffizienten 1,24 multipliziert, um die absolute Kohlenwasser- 
stoffkonzentration der Gase des Kuppelgehäuses zu berücksichtigen. 

4.4.2 Das Analysegerät und die Normalgase müssen die Vorschriften der 
Punkte 3.5.7 und 3.5.8 von Anhang III erfüllen. 

4.5 Messung des Kraftstoffverbrauchs 

Bei allen in Punkt 2.2 festgesetzten Betriebszuständen wird das Gewicht 
des verbrauchten Kraftstoffs ermittelt. Dieses Gewicht wird auf die Zeit- 
einheit bezogen. 
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4.6 Ergebnisdarstellung 

Die den Betriebsbedingungen von Punkt 2.2 entsprechenden Werte für 
Q'n sowie die Kraftstoffverbräuche Cn werden zwecks Anwendung der 
Bewertungkoeffizienten sowie für die Berechnungen zur Ermittlung des 
Gewichtes der Kohlenwasserstoffe und des gewichteten Kraftstoffver- 
brauchs auf die gleiche Zeiteinheit bezogen. 

4.7 Meßgenauigkeit 

4.7.1 Der Druck im Beutel während der Volumensmessung ist auf ± 1 mm 
Hg genau zu messen. 

4.7.2 Der Unterdrück in der Ansaugleitung ist auf ± 8 mm genau zu messen. 

4.7.3 Die Fahrzeuggeschwindigkeit wird an den Rollen abgenommen und auf 
± 2 km/h genau gemessen. 

4.7.4 Die Auspuffgasmenge ist auf ± 5 ®/o genau zu messen. 

4.7.5 Die Gastemperatur bei der Volumenmessung ist auf ± 2*^ C genau zu 
messen. 

4.7.6 Die Kohlenwasserstoffgehalte sind erforderlichenfalls mit einer Ge- 
nauigkeit von ± 5 Vo ohne Berücksichtigung der Genauigkeit der ver- 
wendeten Normalgase zu messen. 

4.7.7 Der Kraftstoffverbrauch ist auf ± 4 Vo genau zu messen. 
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Anhang VI 


Technische Daten des Referenzkraftstoffs und Methoden 
zu deren Festlegung 



Grenzwerte 
und Einheiten 

Methode 

Oktanzahl „Research" 

99 ± 1 

ASTM^) D 

908-67 

Dichte 15/4° C 

0,742 ± 0,007 

ASTM^l D 

1298-67 

Dampfspannung Reid 

0,6 ± 0,04 bars 

8,82 ± 0,59 psi 

ASTM^) D 

323-58 

Distellation 




Beginn 

— lOVoVol. 

50 ± 5° C 

ASTM2) D 

86-67 

— 50 Vo Vol. 

100 ± 10° C 



— 90 Vo Vol, 

160 ± 10° C 



Ende 

195 ± 10° C 



— Rückstand (Vo Vol.) 

2 max 



— Verluste 

1 max. 



Zusammensetzung 
der Kohlenwasserstoffe 


ASTM2) D 

1319-66 T 

— Olefine 

18 ± 4 ®/o Vol. 



— Aromatische 

35 ± 5 Vo Vol. 



— Gesättigte 




Induktionszeit 

480 Minuten min. 

ASTM2) D 

525-55 

Harze 

4 mg/100 ml max. 

ASTM2) D 

381-64 

Antioxydantien 

50 ppm min. 



Schwefelgehalt 

0,03 ± 0,015 Vo 
Gewicht 

ASTM2) D 

1266-64 T 

Bleigehalt 

0,57 ± 0,03 g/1 

2,587 ±0,136 g/IG 

ASTM^) D 

526-66 

— „Scavenger" Typ 
(Spülmotorkraftstoff) 

Automobilkraftstoff 



— Organische 
Bleiverbindung 

keine Angaben 



Sonstige Zusätze 

keine 




’) Zur Herstellung des Referenzkraftstoffs dürfen nur die von der europäischen Erdöl- 
industrie erzeugten Grundstoffe verwendet werden, unter Ausschluß nichtkonven- 
tioneller Fraktionen wie Pyrolisebenzin, thermisches Krak-Benzin und Benzol. 

“) Abkürzungen von „American Society for Testing and Materials" 1916 Race St., 
Philadelphia, Pensylvania 19103, Vereinigte Staaten von Amerika. Die Zahlen nach 
dem Strich geben das Jahr an, in dem eine Norm angenommen bzw. geändert worden 
ist. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der Gehalt der Abgabe von Fahrzeugmotoren mit 
Fremdzündung an Kohlenoxyd und Kohlenwasser- 
stoffen kann durch den Einsatz der neueren techni- 
schen Entdeckungen verringert werden. Einschlägige 
Mittel hierfür sind sowohl Verbesserungen an den 
Motoren zwecks Erzielung einer besseren Ver- 
brennung, als auch Geräte zur Reinigung der Ab- 
gase des Motors. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat im Oktober 
1968 ein Gesetz über die Luftverunreinigung durch 
Kraftfahrzeugmotoren veröffentlicht; dieses Gesetz 
wird am 1. Oktober 1970 in Kraft treten. 

Desgleichen hat Frankreich im Journal Officiel vom 
17. Mai 1969 eine Verordnung vom 31. März 1969 
über die „Beschränkung des Gehaltes an Kohlen- 
monoxyd der Auspuffgase von Kraftfahrzeugen im 
Leerlauf" sowie über die „Zusammensetzung der 
Auspuffgase von Kraftfahrzeugen mit Benzin- 
motoren" veröffentlicht. 

Diese Verordnung gilt: 

— für Fahrzeuge mit allgemeiner Betriebserlaubnis 
ab 1. September 1971, wenn sie mit einem Motor 
neuer Bauart ausgerüstet sind, der noch niemals 
in ein Fahrzeug, das der allgemeinen Betriebs- 
erlaubnis bedarf, eingebaut wurde; 

- für Fahrzeuge, die erstmalig am 1. September 
1972 in den Verkehr gebracht worden sind. 

Inzwischen hat die Genfer Wirtschaftskommission 
für Europa einen Verordnungsentwurf ausgearbeitet 
(Einheitsvorschriften über die Zulassung von Kraft- 
fahrzeugen mit Fremdzündungs-Motoren im Hinblick 
auf die Abgase des Motors), und die meisten euro- 
päischen Länder haben die Absicht geäußert, sich | 
diesen Vorschriften innerhalb annehmbarer Fristen | 
anzupassen. 

Zur Überwindung der Schwierigkeiten, die ab Okto- 
ber 1970, dem Tag des Inkrafttretens des neuen 
deutschen Gesetzes, zu erwarten sind, scheint es er- 
forderlich zu sein, dem Rat einen Richtlinienvor- 
schlag vorzulegen. Diese Schwierigkeiten werden ab 
1. September 1971, dem Tag des Inkrafttretens der 
französischen Verordnung, noch größer werden. 

Diese Notwendigkeit wurde übrigens von der Ar- 
beitsgruppe „Beseitigung der technischen Handels- 
hemmnisse — Kraftfahrzeuge" sowie vom Verbin- 
dungsausschuß der Kraftfahrzeugindustrie der EWG 
auf der 29. Sitzung vom 19. und 20. Mai 1969 be- 
stätigt. 

Auf derselben Sitzung wurde eine sehr befürwor- 
tende Stellungnahme für die Übernahme des vor- 
genannten Verordnungsentwurfs der CEE Genf in 
den betreffenden Richtlinienvorschlag abgegeben. 


In Ansehung dieser Umstände hat die Kommission 
in den technischen Anhängen dieses Riditlinienvor- 
I Schlags die Vorschriften und Prüfungen übernom- 
men, die im endgültigen Entwurf der Verordnung 
der CEE Genf enthalten sind. Auf der Ebene des 
Warenverkehrs kann dies für die Industrie der sechs 
Länder nur von weiterem Vorteil sein, da eine große 
Anzahl von Staaten dem Genfer Organismus ange- 
hören. 

Konsultation des Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Abs. 2 erscheint erforderlich. Die An- 
wendung der in der Richtlinie vorgesehenen Vor- 
schriften erfordert nämlich für gewisse Mitglied- 
staaten eine Änderung ihrer nationalen Rechtsvor- 
schriften. 

II. Äußere Gestalt des Richtlinienvorschlags 
und Kommentar 

Der Geltungsbereich der Richtlinie ist möglichst um- 
fassend, d. h. er erstreckt sich auf alle Kraftfahrzeuge 
mit Fremdzündung, die mindestens vier Räder be- 
sitzen und deren bauartbedingte Höchstgeschwindig- 
keit mehr als 25 km 'h beträgt (Artikel 1). 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über die 
Abgase solcher Kraftfahrzeuge mit Fremdzündung 
in das EWG-Betriebserlaubnisverfahren hereinge- 
nommen. Auch dieser Artikel fügt sich in die Sicht 
der sogenannten Alternativlösung der Harmonisie- 
rung ein, d. h. die in den Anhängen zur Richtlinie 
festgelegten gemeinschaftlichen Vorschriften besit- 
zen den gleichen Wert wie die einzelstaatlichen Vor- 
schriften. Infolgedessen darf kein Mitgliedstaat die 
einzelstaatliche Zulassung eines Fahrzeugs mit der 
Begründung verweigern, daß die unter die Bestim- 
mungen der Einzelrichtlinie fallende Ausrüstung und 
die Merkmale des Fahrzeugs nicht den nationalen 
Vorschriften entsprechen, während sie jedoch die 
Gemeinschafts vorschritten erfüllen. 

Der für die Anwendung der gemeinschaftlichen 
Vorschriften vorgesehene Zeitpunkt entspricht dem 
Datum, das für das Inkrafttreten der ersten nationa- 
len Vorschriften (deutsches Gesetz), die Hemmnisse 
im innergemeinschaftlichen Warenverkehr hervor- 
rufen könnten, vorgesehen ist. Die im Anhang III 
aufgenommene Prüfung Typ I wird für die EWG- 
Betriebserlaubnis oder für die nationale Zulassung 
im Sinne von Artikel 10 des Richtlinienvorschlags 
betreffend die „Betriebserlaubnis" erst ab 1. Oktober 
1971 gefordert, um der gemeinschaftlichen Industrie 
die zur Anpassung nötige Zeit zu belassen. 

Artikel 3 sieht entsprechend dem Verfahren von 
Artikel 12 der Richtlinie über die Betriebserlaubnis 
von Kraftfahrzeugen die Möglichkeit vor, etwaige 
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Änderungen an allen im Anhang aufgeführten Vor- 
schriften vornehmen zu können, und zwar auf Grund 
der Tatsache, daß diese Vorschriften rein technischen 
Charakter besitzen und infolgedessen zwecks An- 
passung an den technischen Fortschritt Gegenstand 
von Abänderungen sein können. 

Hinsichtlich der Frist, innerhalb derer die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Bestimmungen in ihre 
Rechtsvorschriften aufnehmen müssen, um der Richt- 
linie nachzukommen, sieht Artikel 4 das Datum vom 
30. Juni 1970 vor, da dieses einige Monate vor dem 
Inkrafttreten der ersten Serie nationaler Vorschriften 


liegt (deutsches Gesetz), ln Abwesenheit jeglichen 
Problems hinsichtlich der technischen Merkmale in 
der Richtlinie, die die Genfer Lösung integral über- 
nimmt, müßte es trotz der von den Mitgliedstaaten 
zu beachtenden parlamentarischen und behördlichen 
Verfahren möglich sein, dieses Datum einzuhalten. 

Artikel 5 sieht vor, daß die Kommission von allen 
Entwürfen späterer Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften, die die Mitgliedstaaten auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, 
so rechtzeitig zu unterrichten ist, daß sie sich zu die- 
sen Entwürfen äußern kann. 
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